Bundesarbeitsgericht Beschluss vom 8. Marz 2023

Siebter Senat -7 ABR 10/22 -
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I. Arbeitsgericht Oberhausen Beschluss vom 17. Juni 2021
-2 BV 14/20 -

[I. Landesarbeitsgericht Dusseldorf Beschluss vom 28. Januar 2022
- 6 TaBV 32/21 -

Entscheidungsstichworte:
Betriebsrat - Freistellungsanspruch

Leitsatz:

Die Freistellung des Betriebsrats von Rechtsanwaltskosten fur die Vertre-
tung in einem Einigungsstellenverfahren setzt keine an ihn adressierte
Rechnung voraus.



BUNDESARBEITSGERICHT

7 ABR 10/22

6 TaBV 32/21
Landesarbeitsgericht
Dusseldorf

Im Namen des Volkes!
Verkindet am
8. Marz 2023

BESCHLUSS

Wirth, Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

In dem Beschlussverfahren mit den Beteiligten

1.

Antragsteller, Beschwerdefihrer und Rechtsbeschwerdeflihrer,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der Anhérung vom
8. Marz 2023 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsgericht Schmidt,
die Richter am Bundesarbeitsgericht Waskow und Dr. Hamacher sowie die

ehrenamtlichen Richter Prof. Dr. Kleinebrink und Homburg flr Recht erkannt:
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Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen den
Beschluss des Landesarbeitsgerichts Dusseldorf vom
28. Januar 2022 - 6 TaBV 32/21 - wird zurickgewiesen.

Von Rechts wegen!

Grunde

A. Die Beteiligten streiten uber die Freistellung des Betriebsrats von Rechts-

anwaltskosten.

Die Arbeitgeberin betreibt den offentlichen Personennahverkehr im Ge-
biet der Stadt O. In ihrem Betrieb ist der antragstellende Betriebsrat errichtet. Am
14. November und 20. Dezember 2017 tagte eine von den Beteiligten gebildete
Einigungsstelle mit dem Regelungsgegenstand ,Dienstplangestaltung®. Vor de-
ren Tatigwerden hatte der Betriebsrat in seiner Sitzung am 13. November 2017
- wortlich wiedergegeben - beschlossen,

.-, Rechtsanwalt H C Agentur als Verfahrensbevollmach-
tigten in der Einigungsstelle ,Dienstplane’ zu beauftragen.
Die Beauftragung ist erforderlich, da die Reichweite der Mit-
bestimmungsrechte gem. § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG und
die Mdglichkeiten und Grenzen der Einigungsstelle fur den
Betriebsrat ebenso wenig wie fur den Arbeitgeber ohne
rechtliche Unterstiitzung tiberschaubar sind. Im Ubrigen ist
H Fachkommentator zum Thema ,Fahrpersonalrecht’, des-
sen Besonderheiten und aktueller Stand dem Betriebsrat
nicht in dem erforderlichen Male prasent ist. Der Betriebs-
ratsvorsitzende wird ermachtigt, mit H den vorgelegten Ho-
norarvertrag fur den Betriebsrat abzuschlie3en.”

Eine vom Vorsitzenden und einem Mitglied des Betriebsrats sowie von H
unterzeichnete und in ihrem Rubrum als Vertragspartner den Betriebsrat und die
,C UG“ ausweisende Honorarvereinbarung vom 13. November 2017 lautet aus-

zugsweise:
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,Fur den Betriebsrat der Firma
S Stadtwerke O GmbH

wird Rechtsanwalt H von der C Agentur als Verfahrensbe-
vollmachtigter in der Einigungsstelle

Dienstplane

tatig werden. Als Honorar wird vereinbart, dass an C 70 %
des Vorsitzendenhonorars zuzugl. USt. und Reisekosten zu
zahlen ist.

Der Vertrag enthalt ein verbindliches Angebot der C UG
und wird durch Ricksendung in unterzeichneter Form wirk-

sam.

Die C Agentur UG ist eine haftungsbeschrankte Unternehmergesell-
schaft, deren Geschéftsfiuihrer und (Mit-)Gesellschafter H ist. Dieser war im Jahr
2017 Rechtsanwalt in einer Sozietat und ist seit 2019 Einzelanwalt. Gegenuber
dem Vorsitzenden der Einigungsstelle teilte er per E-Mail vom 13. November
2017 mit, der Betriebsrat habe ihn zum Verfahrensbevollmachtigten bestimmt.
Die Einigungsstelle tagte unter seiner Mitwirkung; in den Sitzungsprotokollen ist

er jeweils als Verfahrensbevollmachtigter des Betriebsrats aufgefuhrt.

Unter dem 6. Marz 2018 stellte die ,,C Agentur” eine an die Arbeitgeberin
adressierte Rechnung iHv. 8.446,45 Euro ,fur die Tatigkeit von RA H als Pro-
zessbevollmachtigter des Betriebsrats in der Einigungsstelle“. Nachdem die Ar-
beitgeberin die Begleichung dieser Rechnung abgelehnt hatte, begehrte der Be-
triebsrat in einem von ihm eingeleiteten Beschlussverfahren von der Arbeitgebe-
rin die Freistellung von den Kosten. Sein dahingehender Antrag wurde mit Be-
schluss des Landesarbeitsgerichts Dusseldorf vom 13. Marz 2019 -4 TaBV
56/18 - rechtskraftig abgewiesen. Mit Datum vom 13. September 2019 stellte
Rechtsanwalt H fur seine Vertretung des Betriebsrats in der Einigungsstelle eine
an die Arbeitgeberin adressierte und ua. ein Honorar iHv. 70 % des Einigungs-
stellenvorsitzendenhonorars  beinhaltende = Rechnung iHv. insgesamt
8.530,45 Euro, die die Arbeitgeberin gleichfalls nicht beglich.
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Mit seiner am 28. Dezember 2020 beim Arbeitsgericht eingegangenen
und der Arbeitgeberin am 5. Januar 2021 zugestellten Antragsschrift hat der Be-
triebsrat einen auf diese Rechtsanwaltskosten bezogenen Freistellungsanspruch
geltend gemacht. Er hat die Ansicht vertreten, Rechtsanwalt H sei mit der Vertre-
tung des Betriebsrats vor der Einigungsstelle beauftragt und damit zur Rech-
nungsstellung berechtigt gewesen. Grundlage fur die Beauftragung sei der Be-
triebsratsbeschluss vom 13. November 2017 und nicht die mit der C Agentur UG
getroffene - ohnehin nur die Vergutungshohe betreffende - Honorarvereinba-
rung. Die dem Freistellungsbegehren zugrundeliegende Forderung sei schon
deshalb nicht verjahrt, weil der Betriebsrat gegenuber dem Rechtsanwalt keine

entsprechende Einrede erhoben habe.

Der Betriebsrat hat zuletzt - nach Korrektur eines Rechnungspostens -
beantragt,

die beteiligte Arbeitgeberin zu verurteilen, ihn von der For-
derung aus der Rechnung des Rechtsanwalts H vom
13. September 2019 iHv. 8.476,47 Euro freizustellen und
den Nettobetrag ab Rechtshangigkeit mit 8 % Uber dem Ba-
siszinssatz zu verzinsen.

Die Arbeitgeberin hat Antragsabweisung beantragt und die Ansicht ver-
treten, der Freistellungsanspruch bestehe schon deshalb nicht, weil der Betriebs-
rat nicht Rechtsanwalt H, sondern die C Agentur UG mit der Vertretung im Eini-
gungsstellenverfahren beauftragt habe. Jedenfalls sei die vom Betriebsrat be-
hauptete Verbindlichkeit mit der Einrede der Verjahrung behaftet; das schlie3e

einen Freistellungsanspruch von vornherein aus.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag abgewiesen. Das Landesarbeitsge-
richt hat die Beschwerde des Betriebsrats zurlickgewiesen. Mit der Rechtsbe-

schwerde verfolgt der Betriebsrat sein Begehren weiter.

B. Die zulassige Rechtsbeschwerde ist unbegrindet. Das Landesarbeitsge-
richt hat im Ergebnis zu Recht die Beschwerde des Betriebsrats gegen die das
Kostenfreistellungsbegehren abweisende Entscheidung des Arbeitsgerichts zu-

ruckgewiesen. Dieses ist zwar zulassig, aber unbegrindet.
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l. Dem Antrag begegnen in seiner gebotenen Auslegung keine Zulassig-

keitsbedenken.

1. Der Betriebsrat macht seine Freistellung von Kosten einer anwaltlichen
Vertretung in einem Einigungsstellenverfahren auf der Grundlage einer naher be-
zeichneten Rechnungsstellung geltend. Das umfasst - in der konkret bezifferten
Hoéhe - neben dem der Forderung zugrundeliegenden (behaupteten) Honorar
auch einen etwaigen Vergutungsanspruch in Hohe der gesetzlichen Anwaltsge-
buhren. Hierbei handelt es sich nicht um verschiedene Anspriche (vgl. BAG
14. Dezember 2016 - 7 ABR 8/15 - Rn. 36 ff.; vgl. auch BGH 5. Juni 2014 - IX ZR
137/12 - Rn. 25, BGHZ 201, 334 und 23. Oktober 2003 -IXZR 270/02 -
zu Il 4 b bb der Griinde). Das folgt schon daraus, dass im Bereich einer anwaltli-
chen Tatigkeit die fehlerhafte Vergutungsvereinbarung nach § 4b RVG nicht zu
deren Nichtigkeit, sondern zu einer Begrenzung der geschuldeten Vergutung auf
die gesetzlichen Gebuhren und Auslagen fuhrt (vgl. BGH 5. Juni 2014 - IX ZR
137/12 - Rn. 26, aa0).

2. In diesem Verstandnis ist der Antrag zulassig und insbesondere hinrei-
chend bestimmt iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Die rechtskraftige Abweisung des
Freistellungsbegehrens in dem beim Landesarbeitsgericht Dusseldorf unter dem
Az. - 4 TaBV 56/18 - gefuhrten Verfahren, welches die von der C Agentur UG in
Rechnung gestellten Kosten betraf, bildet mangels Identitat der Verfahrensge-
genstande keinen der Zulassigkeit entgegenstehenden Einwand anderweitiger
Rechtskraft (§ 322 ZPO). Der Betriebsrat ist auch antragsbefugt. Er macht ein

eigenes Recht auf Freistellung von einer Verbindlichkeit geltend.

3. Rechtsanwalt H ist nicht als Beteiligter iSd. § 83 Abs. 3 ArbGG zu hdéren.
Er steht in keinem betriebsverfassungsrechtlichen Rechtsverhaltnis zum Be-
triebsrat und der Arbeitgeberin (vgl. BAG 3. Oktober 1978 - 6 ABR 102/76 -
zu Il 3 b aa der Griinde, BAGE 31, 93; ErfK/Koch 23. Aufl. BetrVG § 40 Rn. 19).

Il. Der Antrag ist unbegrundet. Das hat das Landesarbeitsgericht im Ergeb-
nis zutreffend erkannt. Die Arbeitgeberin ist nicht verpflichtet, den Betriebsrat ge-

maRk § 40 Abs. 1 BetrVG von der mit Rechnung des Rechtsanwalts H vom
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13. September 2019 erhobenen Forderung - in der zuletzt geltend gemachten

Hohe - freizustellen.

1. Nach § 40 Abs. 1 BetrVG tragt der Arbeitgeber die durch die Tatigkeit
des Betriebsrats entstehenden Kosten. Hierzu gehort auch die Vergutung fur ei-
nen Rechtsanwalt, dessen Hinzuziehung in einem Einigungsstellenverfahren der
Betriebsrat - auf der Grundlage eines ordnungsgemalen Beschlusses - flr erfor-
derlich halten durfte (vgl. BAG 14. Dezember 2016 - 7 ABR 8/15 - Rn. 11 mwN).
Ein entsprechender Freistellungsanspruch setzt neben der Erforderlichkeit der
Hinzuziehung voraus, dass der Betriebsrat eine entsprechende Verbindlichkeit
gegenuber dem Rechtsanwalt Gberhaupt begrindet - diesen also mit der Vertre-
tung im Einigungsstellenverfahren beauftragt - hat; Entsprechendes gilt fir eine

Honorarzusage.

2. Hiervon ausgehend hat das Landesarbeitsgericht zunachst rechtsfehler-
frei angenommen, dass der streitbefangene Kostenfreistellungsanspruch nicht
auf die Honorarvereinbarung vom 13. November 2017 gestutzt werden kann.
Das folgt ungeachtet der Erforderlichkeit der dieser Vereinbarung zugrundelie-
genden Vertretung im Einigungsstellenverfahren und der Erforderlichkeit der Er-
teilung einer Honorarzusage (ausf. hierzu BAG 14. Dezember 2016 - 7 ABR
8/15 - Rn. 19, 30) bereits aus dem Umstand, dass der Betriebsrat das Honorar
nicht mit Rechtsanwalt H, sondern mit der C Agentur UG verabredet hat. Die
Vereinbarung vom 13. November 2017 benennt - wie das Landesarbeitsgericht
zutreffend erkannt hat - unmissverstandlich die ,C UG* als Vertragspartnerin und
istim Ubrigen von ,H* ohne dessen Bezeichnung als Rechtsanwalt unterzeichnet.
Die Rechtsbeschwerde greift die Entscheidung des Beschwerdegerichts in die-

sem Punkt auch nicht an.

3. Hingegen erweisen sich die weiteren Annahmen des Landesarbeitsge-
richts, fur die Freistellung von der anwaltlichen Vergltungsforderung in Hohe der
gesetzlichen Gebuhren und Auslagen fehle es an der Inanspruchnahme des Be-
triebsrats mittels einer an diesen adressierten Rechnung und zudem sei die Ver-

gutungsforderung mit der Einrede der Verjahrung behaftet, als rechtsfehlerhaft.
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a) Anders als das Landesarbeitsgericht - allerdings unter zutreffender Be-
zugnahme auf die Entscheidung des Senats vom 4. Juni 2003 (- 7 ABR 42/02 -
zu B Il der Griinde, BAGE 106, 233 zu einem Freistellungsanspruch des Betriebs-
rats von Seminarkosten; vgl. flir die Schwerbehindertenvertretung auch BAG
8. Juni 2016 -7 ABR 39/14 - Rn. 35) - angenommen hat, steht dem Freistel-
lungsanspruch nicht entgegen, dass Rechtsanwalt H seine Rechnung nicht an
den Betriebsrat adressiert hat. Eine solche Rechnungsstellung ist nicht Tatbe-
standsvoraussetzung fur den Freistellungsanspruch. Vielmehr entsteht der An-
spruch des Betriebsrats auf Freistellung von den durch die Beauftragung eines
Verfahrensbevollmachtigten vor der Einigungsstelle verursachten erforderlichen
Kosten prinzipiell mit der Beauftragung durch den Betriebsrat (vgl. fiir die durch
die Beauftragung eines Beraters verursachten erforderlichen Kosten BAG
18. November 2020 - 7 ABR 37/19 - Rn. 47 mwN, BAGE 173, 46).

aa) Der Kostenfreistellungsanspruch eines Betriebsrats gegen den Arbeitge-
ber nach § 40 Abs. 1 BetrVG entsteht - soweit er erforderliche Kosten betrifft - als
Befreiungsanspruch iSv. § 257 Satz 1 BGB (vgl. dazu BGH 8. November 2017
- VIl ZB 9/15 - Rn. 15; Weber GK-BetrVG 12. Aufl. § 40 Rn. 20) grundsatzlich mit
Eingehen der Verbindlichkeit, von der freizustellen ist. Er ist demnach regelmaldig
nicht daran gebunden, dass der Betriebsrat im Wege einer an ihn adressierten
Rechnung in Anspruch genommen wird. Zwar mag das Fehlen einer derartigen
Inanspruchnahme - ggf. auch unter Hinzuziehung weiterer Einzelfallumstande -
darauf schlieBen lassen, dass der Glaubiger von seiner Zahlungsforderung Ab-
stand genommen hat. In solch einem Fall kommt dem Betriebsrat aber schon
mangels angefallener Kosten kein Freistellungsanspruch zu. Von einer solchen
Sachlage kann aber gerade nicht - etwa im Sinne der Regelannahme eines Ver-
zichts oder Erlasses - ausgegangen werden, wenn ein vom Betriebsrat beauf-
tragter Glaubiger seine Forderung nicht an diesen richtet, sondern mittels einer
an den Arbeitgeber adressierten Rechnung erhebt. Auch der Umstand, dass der
Arbeitgeber die Leistung verweigern kann, wenn der Betriebsrat die Kosten, von
denen er Freistellung erstrebt, nicht ausreichend nachweist (vgl. flir Schulungs-
kosten BAG 17. November 2021 - 7 ABR 27/20 - Rn. 30), gebietet es nicht, eine

an den Betriebsrat gerichtete Kostennote als eigenstandiges anspruchsbegrin-
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dendes Tatbestandsmerkmal des Befreiungsanspruchs zu verlangen. Zwar ver-
mag der Betriebsrat der Obliegenheit eines Nachweises der erstattungsfahigen
Kosten typischerweise nur nachzukommen, wenn ihm eine Rechnung gestellt
worden ist, die im Zweifel auch nur er valide Uberprufen kann. Entsprechend bie-
tet sich eine Rechnungsstellung an den Betriebsrat schon aus Praktikabilitats-
grunden an. Das Fehlen einer an ihn gerichteten Rechnung zu diesem Zweck
fuhrte aber nur zu einem Leistungsverweigerungsrecht des Arbeitgebers und be-
trafe nicht die Entstehung des Kostenfreistellungsanspruchs ,an sich®. Sollte der
einzelfallbezogenen (und im Ubrigen die dortige Anspruchsabweisung nicht allein
tragenden) Aussage einer friheren Senatsentscheidung Gegenteiliges zu ent-
nehmen sein (vgl. BAG 4. Juni 2003 -7 ABR 42/02 - zu B Il der Griinde,
BAGE 106, 233; insoweit fortgefiihrt von BAG 8. Juni 2016 -7 ABR 39/14 -
Rn. 35; in diesem Sinne ebenso zB Richardi/Thising BetrVG 17. Aufl. § 40
Rn. 45), wird hieran nicht festgehalten.

bb) Im Fall einer - wie vorliegend - Freistellung von Kosten einer rechtsan-
waltlichen Unterstlitzung des Betriebsrats folgt nichts Anderes aus gebuhren-
rechtlichen Granden. Vorbehaltlich der betriebsverfassungsrechtlichen Erforder-
lichkeit solcher Kosten und ungeachtet eventueller Honoraranspriche aufgrund
einer gesonderten Vereinbarung bemessen sich die Gebuhren und Auslagen fir
eine anwaltliche Tatigkeit nach dem Gesetz Uber die Vergutung der Rechtsan-
waltinnen und Rechtsanwalte - RVG - (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 RVG) und insbe-
sondere nach dem Vergutungsverzeichnis zu § 2 Abs. 2 RVG. Die Gebuhr er-
wachst bereits, sobald der Rechtsanwalt eine Tatigkeit ausfiuhrt, die durch die
Gebluhr entgolten wird (BeckOK RVG/v. Seltmann Stand 1. September 2021
RVG § 8 Rn. 1; Gierl in Mayer/Kroi3 RVG 8. Aufl. § 8 Rn. 1).

(1) Die Vergutung des Anwalts in Zusammenhang mit einer Tatigkeit vor der
Einigungsstelle entsteht, sobald er nach Erteilung des Auftrags die ersten Tatig-
keiten in diesem Zusammenhang ausubt, dh. also regelmafig mit dem Beginn
der Aufnahme von Informationen. Die Geschaftsgebuhr VV 2300, die auch Ge-
genstand der vom erstrebten Freistellungsanspruch umfassten Forderung ist,

entsteht demnach mit der Annahme des Mandats zur auf3ergerichtlichen Ver-
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tretung und dem Beginn der Aufnahme der Information (BeckOK RVG/v. Selt-
mann Stand 1. September 2021 RVG § 8 Rn. 1.1; Winkler/Teubel in Mayer/Kroil3
RVG 8. Aufl. Nr. 2300 VV Rn. 1 ff.).

(2) Aus § 10 Abs. 1 Satz 1 RVG, wonach der Rechtsanwalt die Vergutung
nur aufgrund einer von ihm unterzeichneten und dem Auftraggeber mitgeteilten

Berechnung einfordern kann, folgt nichts Gegenteiliges.

(a) Entsprechend § 10 Abs. 1 Satz 1 RVG hat der vom Betriebsrat manda-
tierte Rechtsanwalt dem Betriebsrat die Berechnung seiner Kosten mitzuteilen.
Entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde vermag hieran die vorgebrachte
Interessenlage von ,drei beteiligten Akteuren® bei einem betriebsverfassungs-
rechtlichen Freistellungsanspruch nichts zu andern. Ebenso wenig ist ersichtlich,
inwieweit der Rechtsanwalt dadurch ,verleitet* werden sollte, ,Anstiftung zur Bei-

hilfe beim Vorsteuerbetrug® zu leisten, wie der Betriebsrat meint.

(b) § 10 Abs. 1 Satz 1 RVG berthrt aber nicht das Entstehen des anwaltli-
chen Vergutungsanspruchs. Es ist zu unterscheiden zwischen der Entstehung
der Gebuhren, ihrer Falligkeit und ihrer Durchsetzbarkeit. § 10 Abs. 1 Satz 1 RVG
betrifft allein die Frage, wann eine mit der Verwirklichung eines Tatbestands ent-
standene und nach § 8 Abs. 1 Satz 1 RVG mit Erledigung des Auftrags oder Be-
endigung der Angelegenheit fallige Gebuhr eingefordert werden kann (vgl. BGH
3. Mérz 2022 - IX ZR 78/20 - Rn. 60, BGHZ 233, 70, BSG 2. Dezember 2014
-B 14 AS 60/13 R - Rn. 17). Entsprechend bewirkte das Fehlen einer an den
Betriebsrat adressierten Mitteilung der Berechnung anwaltlicher Kosten nicht,
dass dessen Freistellungsanspruch nicht entstiinde, sondern ggf. nur, dass die

ihm zugrundeliegende anwaltliche Forderung ,derzeit” nicht durchsetzbar ware.

b) Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist der geltend ge-
machte Anspruch auch nicht deshalb unbegrindet, weil die ihm zugrundelie-
gende anwaltliche Vergutungsforderung mit der Einrede der Verjahrung behaftet

ist.
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aa) Im Ausgangspunkt zutreffend hat das Landesarbeitsgericht zwischen
dem Freistellungsanspruch des Betriebsrats und dem Vergutungsanspruch des
Rechtsanwalts differenziert. Hinsichtlich des verfahrensgegenstandlichen Frei-
stellungsanspruchs greift keine Verjahrung. Insoweit hat die Arbeitgeberin bereits
keine entsprechende Einrede erhoben (vgl. zur Notwendigkeit der Einrede zB
BAG 29. September 2020 - 9 AZR 266/20 (A) - Rn. 32, BAGE 172, 337). Zudem
ist die Verjahrung nach §§ 209, 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB gehemmt.

(1) Fir den Anspruch des Betriebsrats gegen den Arbeitgeber auf Freistel-
lung von Kosten nach § 40 Abs. 1 BetrVG gilt die dreijahrige Verjahrungsfrist des
§ 195 BGB. Sie beginnt nach § 199 Abs. 1 BGB - und entsprechend den geset-
zesimmanenten Maligaben beim Befreiungsanspruch des § 257 BGB (vgl. hierzu
ausf. BGH 19. Oktober 2017 - lll ZR 495/16 - BGHZ 216, 234 und zuletzt BGH
30. Juli 2020 - Ill ZR 192/19 - Rn. 3) - frihestens mit dem Schluss des Jahres, in
dem die Forderung, von der zu befreien ist, gegentber dem Betriebsrat fallig wird
(vgl. fiir die durch die Beauftragung eines Beraters verursachten erforderlichen
Kosten BAG 18. November 2020 - 7 ABR 37/19 - Rn. 42 ff., BAGE 173, 46).

(2) Danach endete die dreijahrige Verjahrungsfrist fur den Befreiungsan-
spruch des Betriebsrats mit Ablauf des 31. Dezember 2020. Nach § 8 Abs. 1
Satz 1 RVG wird die anwaltliche Vergltung grundsatzlich fallig, wenn der Auftrag
erledigt oder die Angelegenheit beendet ist. Die Einigungsstelle, in der Rechts-
anwalt H fur den Betriebsrat als Vertreter aufgetreten ist, war am 20. Dezember

2017 abgeschlossen.

(3) Die Verjahrung wurde durch den der Arbeitgeberin am 5. Januar 2021
zugestellten, das vorliegende Beschlussverfahren einleitenden Antrag des Be-
triebsrats vom 28. Dezember 2020 entsprechend §§ 209, 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB

gehemmt.

(a) Nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB wird die Verjahrung eines Anspruchs durch
die Erhebung einer Leistungsklage oder Klage auf Feststellung des Anspruchs
gehemmt. Erhoben ist eine Klage mit Zustellung (§ 253 Abs. 1 ZPQO). Nach § 167
ZPO treten die Wirkung der Zustellung und damit die Hemmung der Verjahrung
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bereits mit Eingang des Antrags ein, wenn die Zustellung demnachst erfolgt
(BGH 13. September 2017 - IV ZR 26/16 - Rn. 19). Diese Maldgaben gelten auch

im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren.

(b) Der Antrag ist der Arbeitgeberin am 5. Januar 2021 und damit demnachst
iSd. § 167 ZPO zugestellt worden, so dass die Wirkung der Zustellung mit Ein-
gang des Antrags am 28. Dezember 2020 und damit vor Ablauf der Verjahrungs-

frist eingetreten ist.

bb) Ob demgegenuber der Vergutungsanspruch von Rechtsanwalt H nach
§§ 195, 199 Abs. 1 BGB mit Ablauf des 31. Dezember 2020 (und damit im Zeit-
punkt der letzten mindlichen Anhérung vor dem Landesarbeitsgericht) verjahrt
ist - was unterstellte, dass die Verjahrung durch die Antragserhebung im vorlie-
genden Beschlussverfahren weder nach §§ 209, 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB (mangels
Streitgegenstandsidentitat) noch nach § 213 BGB (mangels Schuldneridentitat)
gehemmt ist -, kann letztlich offenbleiben. Eine solche Annahme stinde dem

streitbefangenen Freistellungsanspruch nicht entgegen.

(1) Es ist unmaligeblich, dass die Arbeitgeberin die Verjahrung der Forde-
rung einwendet, von der der Betriebsrat die Freistellung erstrebt. Nach allgemei-
nen privatrechtlichen Grundsatzen ist prinzipiell nur der Schuldner nach Eintritt
der Verjahrung berechtigt, die Leistung zu verweigern (§ 214 Abs. 1 BGB), wobei
es in seinem Ermessen steht, ob er von dieser Moglichkeit Gebrauch macht (vgl.
Staudinger/Peters/Jacoby [2019] § 214 Rn. 5). Der Betriebsrat hat sich gegen-
uber Rechtsanwalt H nicht auf eine nach §§ 195, 199 Abs. 1 BGB frihestens mit
Ablauf des 31. Dezember 2020 eingetretene Verjahrung des anwaltlichen Vergu-

tungsanspruchs berufen.

(2) Hierzu war er auch nicht aus betriebsverfassungsrechtlichen Grinden

gehalten.

(a) Allerdings steht die Pflicht des Arbeitgebers zur Kostentragung nach § 40
Abs. 1 BetrVG unter dem in § 2 Abs. 1 BetrVG normierten Gebot der vertrauens-
vollen Zusammenarbeit (vgl. BAG 24. Oktober 2018 - 7 ABR 23/17 - Rn. 12;
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23. Juni 2010 - 7 ABR 103/08 - Rn. 18, BAGE 135, 48). Der Grundsatz der ver-
trauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet den Betriebsrat, auf die Kostenbelas-
tung des Arbeitgebers Rucksicht zu nehmen. Entsprechend kann eine gegen das
Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit verstoRende Ausubung einer for-
malen Rechtsstellung missbrauchlich und damit unzulassig sein. Dies kommt we-
gen der Besonderheiten des durch die Wahrnehmung strukturell gegensatzlicher
Interessen gekennzeichneten Rechtsverhaltnisses zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat aber nur in besonders schwerwiegenden, eng begrenzten Ausnah-
mefallen in Betracht (vgl. BAG 19. November 2019 - 7 ABR 52/17 - Rn. 30).

(b) Voraussetzung fur die - dem Kostenfreistellungsanspruch des Betriebs-
rats zugrundeliegende - Kostentragungspflicht des Arbeitgebers nach § 40
Abs. 1 BetrVG ist neben einer Beschlussfassung des Betriebsrats die Erforder-
lichkeit der Kosten fur die Erfullung seiner Aufgaben. Bei der Frage, welche Kos-
ten der Betriebsrat fur angemessen bzw. erforderlich halten darf (vgl. BAG
24. Oktober 2018 - 7 ABR 23/17 - Rn. 12), ist auf den Zeitpunkt der Beschluss-
fassung des Betriebsrats abzustellen (vgl. - auch zu den Ausnahmen - BAG
27. Mai 2015 - 7 ABR 26/13 - Rn. 23). Durfte der Betriebsrat im Zeitpunkt seiner
Beschlussfassung entstehende Kosten flur die Erfullung seiner Aufgaben fur er-
forderlich halten, entfallt ein entsprechend entstandener Kostenfreistellungsan-
spruch nicht ohne weiteres. Vielmehr bedurfte es eines besonderen Erldschens-
tatbestands, der sich nicht in einem Verschonungsinteresse des Arbeitgebers als
Freistellungsschuldner erschopft (&hnlich - fiir den Anspruch auf Freistellung von
Rechtsanwaltsgeblihren fiir die Vertretung in einem sozialrechtlichen Wider-
spruchsverfahren iSv. § 63 SGB X - BSG 12. Dezember 2019 -B 14 AS
46/18 R - Rn. 28). Insoweit stehen Kosten (und Sachaufwand) des Betriebsrats
nach § 40 BetrVG selbst unter Berlcksichtigung von § 2 Abs. 1 BetrVG unter kei-
nem ,Abwendungsvorbehalt, wie dies bei der Freistellung von Schadensersatz-
anspruchen im Rahmen der Schadensminderungspflicht - wonach der Freistel-
lungsglaubiger regelhaft die Verjahrungseinrede hinsichtlich der Drittforderung zu
erheben hat (vgl. hierzu zB BGH 28. Januar 2016 - VIl ZR 266/14 - Rn. 32,
BGHZ 208, 372) - der Fall ist. Einer Obliegenheit des Betriebsrats zur Erhebung

der Verjahrungseinrede steht zudem entgegen, dass sich Umfang und Grenzen
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der Kostentragungspflicht des Arbeitgebers gerade nicht danach bestimmen, in-
wieweit der Betriebsrat vom Glaubiger einer Forderung auf tatsachliche Erfullung

dieser Forderung in Anspruch genommen werden kann.

(c) Es begegnete zudem teleologischen Bedenken, allein aus der Moglich-
keit der Erhebung der Verjahrungseinrede gegen die Forderung, von der der Be-
triebsrat freizustellen ist, die Schlussfolgerung zu ziehen, diese betrafe keine er-
forderlichen Kosten (mehr). Die Forderung erlischt nicht, wenn sie verjahrt; viel-
mehr bleibt sie erfullbar. Der Einredecharakter der Verjahrung zeigt die Disposi-
tionsfreiheit desjenigen, dem die Einrede zusteht. Nichts Anderes folgt fur den
Kostenfreistellungsanspruch des Betriebsrats aus dem Schutzzweck des Rechts-
instituts der Verjahrung. Dieses dient der Vermeidung einer Inanspruchnahme
aus unbekannten oder unerwarteten sowie dem Schutz vor unbegriindeten For-
derungen (vgl. hierzu zB BAG 29. September 2020 - 9 AZR 266/20 (A) - Rn. 48,
BAGE 172, 337). Im Fall einer vom Betriebsrat beanspruchten Freistellung von
einer verjahrungseinredebehafteten Forderung eines Dritten werden aber keine
Rechte des Arbeitgebers verkirzt. Nach der betriebsverfassungrechtlichen
Konzeption ist der Arbeitgeber jedenfalls mit der verjahrungshemmenden (ar-
beits-)gerichtlichen Erhebung des Befreiungsanspruchs hinreichend von seiner
Inanspruchnahme in Kenntnis gesetzt. Daher ist dem Betriebsrat auch nicht, wie
die Arbeitgeberin meint, entgegenzuhalten, er kdnne zur Vermeidung der Verjah-
rung der Forderung, von der er Freistellung begehrt, seinen Freistellungsan-
spruch an den Forderungsglaubiger abtreten mit der Folge, dass dieser einen
Anspruch auf Zahlung aus abgetretenem Recht gemal § 398 BGB iVm. § 40
Abs. 1 BetrVG geltend machen kann. Denn auch die Verjahrung dieses An-
spruchs wurde mit Erhebung des - dann entsprechenden - Zahlungsantrags ge-

hemmt.

(d) Uberdies bewirkte die Annahme einer Verpflichtung des Betriebsrat zur
Erhebung der Verjahrungseinrede im Zusammenhang mit der Forderung aus ei-
ner von ihm eingegangenen Verbindlichkeit vor allem in Streitfallen das praktisch
kaum handhabbare Ergebnis, dass er in einem Beschlussverfahren zu dem von

ihm erhobenen Freistellungsanspruch den gesamten Instanzenzug hinweg - und
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damit auch wahrend eines Zeitraums, den er kaum beeinflussen kann - im Blick
behalten musste, ob die Forderung, von der er Freistellung beansprucht, (nun-
mehr) verjahrt ist. Eine solche Kostenschonungspflicht obliegt ihm schon aus Zu-
mutbarkeitsgranden nicht. Auch ware es ggf. von der - fur den Arbeitgeber gins-
tigenfalls langen - Dauer des gerichtlichen Verfahrens abhangig, ob der Betriebs-
rat einen Freistellungsanspruch hat oder nicht. Ob die Sachlage anders zu beur-
teilen ist, wenn der Betriebsrat Freistellung von einer bereits vor gerichtlicher An-
bringung seines Befreiungsanspruchs verjahrten Forderung verlangt, muss nicht
entschieden werden. Im vorliegenden Fall war die demnachst zugestellte An-
tragsschrift des Betriebsrats noch vor dem 31. Dezember 2020 - also noch vor
frihestem Eintritt der Verjahrung der anwaltlichen Vergutungsforderung - beim
Arbeitsgericht eingegangen. Im Ubrigen dirfte dem Arbeitgeber bei einem von
vornherein auf eine verjahrte Forderung gerichteten Freistellungsverlangen des
Betriebsrats wegen des weitgehenden Gleichlaufs der Verjahrungsfristen die

Verjahrungseinrede (auch) gegen den Freistellungsanspruch zustehen.

4. Der Rechtsfehler des Landesarbeitsgerichts flhrt nicht zur Aufhebung
des angefochtenen Beschlusses. Dieser stellt sich aus anderen Grinden als rich-
tig dar (§ 92 Abs. 2 Satz 1 ArbGG, § 561 ZPO). Der (auch) streitbefangene Frei-
stellungsanspruch hinsichtlich gesetzlicher Anwaltsgebuhren und -auslagen be-
steht schon deshalb nicht, weil der Betriebsrat nicht Rechtsanwalt H, sondern die
C Agentur UG mit der Vertretung vor der Einigungsstelle beauftragt hat. Das hat
das Beschwerdegericht zwar offengelassen; eine entsprechende Wertung
konnte der Senat aber selbst vornehmen, weil alle maligeblichen Tatsachen fest-

gestellt sind.

a) Der Freistellungsanspruch von der Vergutungsforderung eines Rechts-
anwalts setzt das Bestehen einer entsprechenden, gegenuber dem Rechtsanwalt
begriindeten Verbindlichkeit voraus (vgl. auch BGH 25. Oktober 2012 - lll ZR
266/11 -Rn. 13, 16, BGHZ 195, 174). Der Arbeitgeber hat nur diejenigen Kosten
einer anwaltlichen Tatigkeit zu tragen, die auf eine Beauftragung aufgrund eines
ordnungsgemalen Betriebsratsbeschlusses zurickgeht. Der Betriebsrat trifft

seine Entscheidungen durch Beschlisse, in denen sich seine Willensbildung voll-
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zieht und welche Voraussetzungen seiner Handlungen und Erklarungen sind.
Dagegen genugt es nicht, wenn der Anwalt fir den Betriebsrat tatsachlich tatig
geworden ist (vgl. bereits BAG 14. Februar 1996 - 7 ABR 25/95 - zu B Il 4 der
Griinde).

b) Vorliegend hat der Betriebsrat die der verlangten Freistellung zugrunde
gelegte Verbindlichkeit nicht begrindet. Er hat mit seiner Vertretung vor der Eini-

gungsstelle die C Agentur UG - und nicht Rechtsanwalt H - mandatiert.

aa) FUr eine Mandatierung (ausschlief3lich) der C Agentur UG spricht schon
die Honorarvereinbarung vom 13. November 2017. Diese ist - wie die Benen-
nung der Vertragspartner im Vertragsrubrum ausdricklich ausweist - zwischen
Betriebsrat und C Agentur UG (und nicht Rechtsanwalt H) geschlossen. Zudem
heilt es an ihrem Ende, dass ,[d]er Vertrag ... ein verbindliches Angebot der
C UG" enthalt. Einem solchen Verstandnis steht nicht entgegen, dass in der Ho-
norarvereinbarung Rechtsanwalt H personlich genannt wird. Mit dem Landesar-
beitsgericht kann davon ausgegangen werden, dass der Betriebsrat darauf Wert
gelegt hat, seine Interessen ausschliellich durch den benannten Anwalt wahr-
nehmen zu lassen. Entsprechend hat sich die C Agentur UG verpflichtet, ihre
Dienstleistung ausschlieBlich durch den benannten Rechtsanwalt zu erbringen.
Zudem ist die Honorarvereinbarung seitens H ohne den Zusatz Rechtsanwalt un-
terzeichnet. Dass sie der Sache nach nur die Héhe der Vergutung betrifft, ist un-
erheblich. Mit ihr ist zugleich die Mandatierung verbunden. Es erscheint lebens-
fremd anzunehmen, dass mit Rechtsanwalt H zwar eine Vertretung in der Eini-
gungsstelle, ein hierflr geschuldetes Honorar aber mit der C Agentur UG verab-

redet worden ist.

bb) Fir das Verstandnis, dass eine Vertretung vor der Einigungsstelle nicht
mit Rechtsanwalt H, sondern mit der C Agentur UG vereinbart worden ist, spricht
zudem, dass ausschlieflich letztere Gesellschaft zunachst eine - von ,H* unter-

zeichnete - Rechnung fur ihre Tatigkeit gestellt hat. Die Nichtbegleichung dieser
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Rechnung war Anlass fur die vom Betriebsrat im Vorverfahren verlangte Freistel-
lung von einer Forderung der C Agentur UG; auch er ging also davon aus, dass

seine entsprechende Verpflichtung gegentber der C Agentur UG besteht.

cc) In dem Beschluss des Betriebsrats vom 13. November 2017 liegt keine

Beauftragung, die die erstrebte Freistellung begrindet.

(1) Zum einen gibt dieser Beschluss deutlich den auf die Zusage eines Ho-
norars gerichteten Willen des Betriebsrats und der Vertretung in der entsprechen-
den Erklarung wieder, indem der Betriebsratsvorsitzende ermachtigt wird, ,mit H
den vorgelegten Honorarvertrag fur den Betriebsrat abzuschlieRen®. Diese Ho-
norarvereinbarung, in der zugleich eine Mandatierung liegt, ist - noch am selben
Tag - mit der C Agentur UG geschlossen und ua. vom Betriebsratsvorsitzenden
unterzeichnet worden. Ausgehend von dem Grundsatz, dass dem Betriebsrats-
vorsitzenden eine Vertretungsbefugnis nur im Rahmen der vom Betriebsrat ge-
fassten Beschllisse zukommt (vgl. hierzu ausf. zuletzt BAG 8. Februar 2022
-1 AZR 233/21 - Rn. 24 ff.) und der Betriebsrat selbst nicht geltend gemacht hat,
der Vorsitzende hatte Erklarungen aulierhalb dieser Befugnis abgegeben, lasst
dies den Schluss zu, die Mandatierung der C Agentur UG entspreche der be-

schlossenen Verfahrensbevollmachtigung in der Einigungsstelle.

(2) Zum anderen ist im Beschluss die C Agentur UG ausdricklich aufgefthrt.
Diese Erwahnung bliebe sinnentleert, wenn die Gesellschaftim Rahmen der Ver-
tretung vor der Einigungsstelle keine Rolle spielen sollte. Hatte Rechtsanwalt H -
welcher im Zeitpunkt der Beschlussfassung keine Einzelanwaltskanzlei fuhrte -
personlich beauftragt werden sollen, hatte die Nennung der Gesellschaft schlicht
unterbleiben konnen. Die im Beschluss dargestellte besondere Kompetenz von
H als Autor eines Fachkommentars besagt allein etwas Uber die vom Betriebsrat
beurteilte Erforderlichkeit der ausgeldsten Kosten iSd. § 40 Abs. 1 BetrVG, nichts
aber darlber, dass zwar mit der C Agentur UG das Honorar, unabhangig davon
aber mit Rechtsanwalt H das Verfahrensmandat verabredet werden soll. Demge-
genuber wird der Honorarvertrag im Beschluss ausdricklich erwahnt; dieser
weist als Vertragspartner die C Agentur UG aus. Damit hat der
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Betriebsrat beschlossen, dass ihn die C Agentur UG in der Einigungsstelle ver-

tritt.

5. Auf die Erforderlichkeit der Hinzuziehung eines Verfahrensbevollmach-
tigten des Betriebsrats in der Einigungsstelle ,Dienstplangestaltung” kommt es

nach alldem nicht mehr an.

Schmidt Waskow Hamacher

Kleinebrink Homburg

ECLI:DE:BAG:2023:080323.B.7ABR10.22.0

48



	7 ABR 10-22 LS
	LS-Zettel - Abschrift

	7 ABR 10-22 B pp
	Beschluss (Zurückweisung) - pp-Fassung


